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alltäglichen sozialen Kontakten mit infi­
zierten Personen kein Ansteckungsrisiko 
besteht. Umso erstaunlicher ist, daß 
trotzdem knapp 11 Prozent aller Befrag­
ten zumindest eine der drei Antwortmög­
lichkeiten bejahen. Besonders hoch ist 
mit 8,5 Prozent der Anteil der Befragten, 
die angeben, daß sie allgemein vorsichti­
ger im Umgang mit fremden Personen 
geworden sind. Dieses Ergebnis ist ein 
Indiz dafür, daß es im Zusammenhang 
mit der Krankheit AIDS teilweise zu ei­
ner Verschlechterung des Klimas der all­
täglichen sozialen Beziehungen kommt. 
Zum Krankheitsbild AIDS zählen offen­
sichtlich nicht nur individuelles körperli­
ches und psychisches Leid, sondern auch 
negative soziale Konsequenzen wie Miß­
trauen und Furcht zwischen den Men­
schen.
Nur ein kleiner Teil der Befragten hat 
schon Erfahrungen mit dem AIDS-Test 
gemacht: 3,0 Prozent der Befragten ge­
ben an, sich selbst einem AIDS-Test un­
terzogen zu haben; 1,5 Prozent berich­
ten, einen solchen Test von ihrem Part­
ner verlangt zu haben.
Wie Tabelle 4 belegt, berichten mehr 
Männer als Frauen von einer Änderung 
ihres Sexualverhaltens. Bei den unspezi­
fischen Verhaltensänderungen und in der 
Frage des AIDS-Tests lassen sich dage­
gen kaum Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern feststellen. Weitaus größe­
re Unterschiede als zwischen Männern 
und Frauen treten jedoch zwischen den 
verschiedenen Altersgruppen auf: Je jün­
ger die Befragten sind, um so eher haben 
sie persönliche Schutzmaßnahmen ge­
troffen. Besonders stark ist dieser Zu­
sammenhang plausiblerweise bei den Än­
derungen des Sexualverhaltens. Wäh­
rend 35 Prozent der 18-29jährigen zu­
mindest eine der Antwortvorgaben zu 
den sexuellen Verhaltensänderungen be­
jahen, sind dies bei den über 59jährigen 
nur noch 3 Prozent. Personen, die auf­
grund ihrer Lebensumstände tatsächlich 
ein größeres Risiko haben, ändern offen­
bar auch eher ihr Verhalten. In diese 
Richtung deutet auch das Ergebnis, daß 
Personen ohne festen Lebenspartner 
weitaus häufiger eine Änderung ihres Se­
xualverhaltens angeben als Personen mit 
festem Lebenspartner.
Die ALLBUS-Befunde dokumentieren, 
daß auch in der sogenannten »Normal­
bevölkerung« Verhaltensänderungen zur 
AIDS-Prävention stattfinden. Eine Prä­
ventionsstrategie der Aufklärung und in­
dividuellen Schutzmaßnahmen hat damit 
prinzipiell Aussicht auf Erfolg. Die Tat­
sache, daß neben sinnvollen Verhaltens­
änderungen in nennenswertem Umfang 
Schutzmaßnahmen getroffen werden,
Tabelle 4: Persönliche Schutzmaßnahmen/Verhaltensänderungen 
in verschiedenen Bevölkerungsgruppen (% ja)
Änderung des Unspezifische AIDS-Test selbst
Sexual- Verhaltens- gemacht bzw. von
Verhaltens änderung Partner verlangt
Geschlecht
männlich 19,5 11,6
weiblich 11,2 9,8
Alter
18 - 29 34,7 17,2 7,4
3 0 -4 4  14,9 11,5 4,7
45 - 59 7,4 10,1 2,1
60+  2,8 4,1 0,5
Fester Lebenspartner
ja  10,8 10,2 3,1
nein 22,8 11,5 4,6
Datenbasis: ALLBUS 1988
die unter dem Gesichtspunkt einer ange­
messenen AIDS-Prävention zu weit ge­
hen, verweist auf die Wichtigkeit einer 
rationalen Auseinandersetzung mit der 
Krankheit AIDS. Notwendig ist die Ver­
mittlung von sachlich richtigen Informa­
tionen über Ansteckungsgefahren und 
Schutzmöglichkeiten und deren Umset­
zung in angemessene präventive Vorkeh­
rungen, auch wenn die Realisierung die­
ses Ziels vor dem Hintergrund einer öf­
fentlichen Diskussion, die sich zwischen 
den beiden Polen der Übertreibung und 
Horrormeldungen einerseits und der 
Verdrängung und Verharmlosung ande­
rerseits bewegt, nicht einfach ist.
A. Koch 
(Tel. 0621/18004-29)
Sind die Bundesbürger mit ihrer 
Gesundheit zufrieden?
Das politische Ziel, daß jeder ein langes und gesundes Leben führen könne, ist in unserer 
Gesellschaft nicht umstritten. Jedem Einzelnen ist Gesundheit die Voraussetzung, sein 
Leben entsprechend den eigenen Wünschen und Vorstellungen gestalten zu können, und 
stellt eine wichtige Komponente der Lebensqualität dar. Will man die Länge des Lebens 
oder Todesursachen der Bevölkerung näher betrachten, liefert die amtliche Statistik zu­
verlässige und differenzierte Daten. Viel schwieriger ist es, geeignete Indikatoren zu er­
mitteln, die den Gesundheitszustand der Bevölkerung zusammenfassend beschreiben. 
Der Gesundheitszustand läßt sich nur durch die Einbeziehung vieler Teilaspekte bestim­
men.
Betrachtet man Gesundheit als einen 
Aspekt von Lebensqualität, dann ist die 
subjektive Zufriedenheit der Bevölke­
rung mit ihrer Gesundheit ein wichtiger 
Indikator. Nicht medizinische Krank­
heitsbilder sind hier von zentralem Inter­
esse, sondern die eigene subjektive Be­
wertung des Gesundheitszustandes einer 
Person. Die subjektive Zufriedenheit mit 
der Gesundheit ist nicht gleichzusetzen 
mit dem Gesundheitszustand, da hier in­
dividuelle Ansprüche, persönliche Be­
wertungen und Vergleichsprozesse zum 
Tragen kommen. Entsprechend der De­
finition der Weltgesundheitsorganisation 
gehört neben der Abwesenheit von 
Krankheit auch das psychische, geistige 
und soziale Wohlbefinden zur Gesund­
heit. Besonders auf diesen Aspekt von 
Gesundheit wird hier näher eingegangen. 
Das Institut für Demoskopie Allensbach 
hat seit 1950 die Bundesbürger in reprä­
sentativen Stichproben mit ca. 2000 Be­
fragten regelmäßig nach ihrem subjekti­
ven Gesundheitszustand befragt. Seit 
1955 lautet die einheitliche Fragestellung: 
»Wie würden Sie im großen und ganzen 
Ihren Gesundheitszustand beschreiben?«
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Graphik 1: Anteil Befragte m it schlechtem  Gesundheitszustana 1933  -  1982
Jolpr
Frage: "Wie würden Sie im großen und ganzen Ihren Gesundheitszustand beschreiben?'
Sehr gut -  Ziemlich gut — Es geht — Ziemlich schlecht — Sehr schlecht
Datenbasis: Institut für Demoskopie Allensbach, Jahrbuch der Demoskopie (versch. Jahrgänge)
Die Antwortaltemativen sind: sehr gut, 
gut, es geht, ziemlich schlecht, sehr 
schlecht. Die Daten liegen auf jährlicher 
Basis vor.
Betrachtet man die Antwortverteilungen, 
so läßt sich von 1955 bis 1982 eine Ten­
denz zu einer eher besseren Gesundheits­
bewertung feststellen. Der Anteil der Be­
fragten, die ihre Gesundheit mit »ziem­
lich schlecht« oder »sehr schlecht« einge­
stuft haben, lag bis Anfang der sechziger 
Jahre noch zwischen 9 und 13 Prozent.
Seit 1969 hält sich der Wert bei ca. 6 Pro­
zent. Die Anteile von Befragten, die ih­
ren Gesundheitszustand als »sehr gut« 
einschätzen, zeigen keinen Trend im 
Zeitverlauf. Das bedeutet, daß es zwar 
insgesamt einen Trend zur besseren Be­
wertung des eigenen Gesundheitszustan­
des gibt, die Verbesserung allerdings eher 
bei den mittleren Bewertungen »es geht« 
und »gut« zu verzeichnen sind.
Am Sonderforschungsbereich 3 der Uni­
versitäten Frankfurt und Mannheim 
wurden 1978, 1980, 1984 und 1988 mit 
den Wohlfahrtsurveys repräsentative 
Umfragen mit jeweils mehr als 2000 Be­
fragten durchgeführt. Anhand dieser 
Daten werden differenzierte Analysen 
der Gesundheitszufriedenheit vorgenom­
men und mit objektiven Merkmalen in 
Zusammenhang gebracht. Im Vorder­
grund stehen hier die aktuellen Daten des 
Wohlfahrtssurveys 1988.
Gesundheit nimmt nicht nur als politi­
sches Ziel, sondern auch in der Einschät­
zung der Bevölkerung eine besonders 
wichtige Stelle ein. Auf die Frage nach 
der Wichtigkeit der Gesundheit für das 
eigene Wohlbefinden antworteten 1988 
mehr als drei Viertel der Befragten mit 
»sehr wichtig« und knapp ein Viertel der 
Befragten mit »wichtig«. Nur ein unbe­
deutender Teil der Bevölkerung sieht Ge­
sundheit nicht als wichtig für das eigene 
Wohlbefinden an.
Zur Gesundheitszufriedenheit wurde in 
den Wohlfahrtssurveys folgende Frage 
gestellt: »Alles in allem — Wie zufrieden 
sind Sie mit Ihrer Gesundheit?« Geant­
wortet wird anhand einer 11-stufigen 
Skala von 0 »ganz und gar unzufrieden« 
bis 10 »ganz und gar zufrieden«. Insge­
samt läßt sich in den Wohlfahrtssurveys 
eine hohe Gesundheitszufriedenheit bei 
der bundesdeutschen Bevölkerung fest­
stellen. Das arithmetische Mittel liegt 
1988 bei 7,3.
Im Vergleich hierzu sind bei den Anga­
ben zu den privaten Lebensbereichen wie 
Partnerschaft und Familienleben die 
höchsten Zufriedenheiten zu verzeich­
nen, während öffentliche Lebensbereiche 
wie Kirche, politische Partizipation oder 
Umweltschutz deutlich schlechter bewer­
tet werden.
Die Angaben der Befragten werden im 
folgenden in drei Kategorien zusammen­
gefaßt: »eher Unzufriedene« bei Skalen­
werten von 0 bis 4, die Mittelposition 
»weder — noch« bei 5 und »eher Zufrie­
dene« bei 6 bis 10.
Graphik 2: Gesundheitszufriedenhoit nach A lter  
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Datenbasis: WahKrfrtssurray 19M
Untersucht man diese Personengruppen 
nach sozioökonomischen Merkmalen, so 
läßt sich in erster Linie eine Altersabhän­
gigkeit feststellen. Die Unzufriedenheit 
mit der Gesundheit nimmt mit steigen­
dem Alter deutlich zu. Bei älteren Er­
wachsenen über 50 Jahren nimmt der 
Anteil der gesundheitlich eher Unzufrie­
denen stärker zu i tt bei den 
über 70jährigen eint______ _ on 30 Pro­
zent. Auch bei den folgenden Merkma­
len kommen Alterseffekte zum Tragen, 
allerdings werden auch bei Kontrolle des 
Alters die berichteten Zusammenhänge 
registriert.
Frauen bewerten ihre Gesundheitszufrie­
denheit etwas schlechter als Männer. 
Zieht man den Familienstand in Be­
tracht, zeigen Ledige und Verheiratete, 
die mit ihrem Partner Zusammenleben, 
die höchste Gesundheitszufriedenheit. 
Geschiedene, Getrenntlebende und vor 
allem Verwitwete äußern sich unzufrie­
dener mit ihrer Gesundheit.
Zwischen Schulbildung und Gesund­
heitszufriedenheit lassen sich ebenfalls 
Zusammenhänge finden. So geht ein hö­
herer Schulabschluß mit einer höheren 
Gesundheitszufriedenheit einher. Der 
Anteil der eher Unzufriedenen bei Be­
fragten mit Abitur ist mit 5 Prozent rela­
tiv gering, während er bei Befragten mit 
Volksschulbesuch ohne Abschluß bei 20 
Prozent liegt.
Auch hinsichtlich der Stellung im Er­
werbsleben unterscheiden sich die Anga­
ben zur Gesundheitszufriedenheit. Er­
werbstätige zeigen eine höhere Gesund­
heitszufriedenheit als Nichterwerbstätige, 
wo der Anteil der eher Unzufriedenen 
bei 19 Prozent liegt. Hausfrauen äußern 
eine durchschnittliche Gesundheitszu­
friedenheit. Unter den Befragten, die 
erwerbs- oder berufsunfähig sind, ist der 
Anteil der eher Unzufriedenen mit 52 
Prozent besonders hoch. Der objektive 
Tatbestand einer Gesundheitsbeeinträch­
tigung, wie er mit einer Erwerbs- oder 
Berufsunfähigkeit gegeben ist, schlägt 
sich auch bei der subjektiven Bewertung 
der Gesundheitszufriedenheit nieder.
Im Wohlfahrtssurvey 1988 wurde auch 
nach weiteren Merkmalen objektiver Ge­
sundheitsbeeinträchtigung gefragt. 15 
Prozent der Befragten geben an, dauer­
haft krank oder behindert zu sein, wobei 
auch hier mit zunehmendem Alter der 
Anteil größer wird. In dieser Personen­
gruppe ist lediglich jeder Dritte mit seiner 
Gesundheit zufrieden, während fast je­
der Zweite Unzufriedenheit artikuliert. 
Regelmäßig Medikamente nimmt etwa 
ein Drittel der Befragten; davon sind 29 
Prozent mit ihrer Gesundheit eher unzu­
frieden und 53 Prozent eher zufrieden.
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Bei den Befragten, die nicht regelmäßig 
Medikamente nehmen, sind dagegen 
über 90 Prozent eher zufrieden und nur 4 
Prozent eher unzufrieden mit ihrer Ge­
sundheit. Bei Befragten, die in den letz­
ten sechs Monaten ihren eigenen Anga­
ben zufolge keinen Arzt aufgesucht hat­
ten (40 Prozent der Befragten), ist auch 
eine hohe Gesundheitszufriedenheit zu 
verzeichnen: Lediglich 2 Prozent sind 
unzufrieden. Befragte, die in diesem 
Zeitraum nur einmal einen Arzt aufge­
sucht haben, zeigen sich in der Regel 
auch zufrieden mit ihrer Gesundheit, 
während Personen, die mehrmals einen 
Arzt aufsuchen, sich deutlich unzufrie­
dener zeigen. In unserer Gesellschaft, in 
der fast die gesamte Bevölkerung in das 
System der Gesundheitssicherung inte­
griert ist, suchen offenbar Personen, die 
sich gesundheitlich beeinträchtigt fühlen, 
in der Regel auch einen Arzt auf.
Graphik- 3: Gesundheitszufriedenheit noch Krank­
heit o. Behinderung, regelm. Medi­
kamenteneinnahme u. Arztbesuchen
Krankheit
Behinderung
Arztbesuche regelmäßigeMedikamenten­
einnahme
S  Eher □  Weder noch ■  Eher unzu­
Zufrieden (5) frieden
(6 -1 0 ) (0 -4 )
Datenbasis: Wohlfchrtssurvqr 1686
Insgesamt lassen die Daten aus den 
Wohlfahrtssurveys über den Zeitraum 
von 10 Jahren keinen Trend der Gesund­
heitszufriedenheit erkennen. Gesundheit 
hat in der gesamten Bevölkerung einen 
hohen Stellenwert und unterliegt keinem 
Einstellungswandel. Eine niedrige Ge­
sundheitszufriedenheit geht mit höherem 
Alter, geringer Schulbildung, Nichter- 
werbstätigkeit und geschieden oder ver­
witwet sein — besonders aber Erwerbs­
oder Berufsunfähigkeit, dauerhafter 
Krankheit oder Behinderung, regelmäßi­
ger Medikamenteneinnahme und mehre­
ren Arztbesuchen im letzten halben Jahr 
einher.
S. Weick 
(Tel. 0621/18004-13)
Jugendliche und junge Erwachsene 
besonders unfallgefährdet
Die Entwicklung des Unfallrisikos im Straßenverkehr 
bei verschiedenen Altersgruppen
Im Jahr 1986 wurden in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich Westberlin 
443217 Personen bei Straßenverkehrsunfällen verletzt und 8948 getötet. Die Teilnahme 
am Personenverkehr ist nicht nur eine Voraussetzung für die umfassende Teilnahme am 
öffentlichen Leben, sie enthält gleichzeitig ein nicht unerhebliches Risiko zu verun­
glücken. Generelle Tempolimits in Wohngebieten und auf Autobahnen, Führerschein 
auf Probe, Helmpflicht auch für Radfahrer, regelmäßige Kontrollen der Fahrtauglich­
keit alter Menschen und besondere Rücksichtnahme auf Schulanfänger sind beispiels­
weise politische Maßnahmen, Vorschläge oder Appelle, die zur Minderung des Ver­
kehrsrisikos beitragen sollen. Die zum Teil kontroverse Diskussion in der Öffentlichkeit 
zeigt, daß ihre spezifischen Beiträge zur Verbesserung der Sicherheit des Personenver­
kehrs unterschiedlich bewertet werden.
Die Möglichkeiten einer umfassenden 
Teilnahme am privaten Personenverkehr 
sind für weite Bevölkerungskreise seit 
Gründung der Bundesrepublik erheblich 
gestiegen. Die größere räumliche Mobili­
tät hat auch die individuellen Lebens­
chancen und die Lebensqualität von Per­
sonen verbessert. Eine Kehrseite dieser 
Entwicklung ist das nicht unbeträchtliche 
Unfallrisiko, dessen Reduzierung zu den 
allgemein akzeptierten Zielen der Ver­
kehrspolitik gehört. Im folgenden soll 
zunächst dargestellt werden, wie sich das 
Unfallrisiko der Gesamtbevölkerung 
langfristig entwickelt hat. Anschließend 
wird den Fragen nachgegangen, inwie­
weit die verschiedenen Altersgruppen 
und die verschiedenen Arten der Ver­
kehrsteilnahme ein von der generellen 
Entwicklung abweichendes sowie ein im 
Vergleich zum Durchschnitt höheres 
oder niedrigeres Risiko aufweisen. Im 
nächsten Schritt werden dann beide Fra­
gen miteinander kombiniert. Auf diese 
Weise lassen sich typische Risikogruppen 
und Risikoarten der Verkehrsteilnahme 
identifizieren. Risikomindemde ver­
kehrspolitische Maßnahmen können al­
lein aus diesen Ergebnissen noch nicht 
abgeleitet werden. Sie tragen aber dazu 
bei, die Unfallursachenforschung auf die 
dringendsten Problemfelder zu lenken 
und damit effizienter zu machen.
Das Unfallrisiko wird gemessen als An­
zahl der Verunglückten, d.h. der Verletz­
ten und Getöteten pro 1000 Personen ei­
ner bestimmten Altersgruppe bzw. der 
Gesamtbevölkerung. Es bezieht sich im 
vorliegenden Beitrag nur auf die Teilnah­
me am Straßenverkehr und läßt damit 
den Personenverkehr auf der Schiene, 
dem Wasser und in der Luft unberück-
sichtigt. Diese Vorgehens weise ist metho­
disch bedingt aber insofern unproblema­
tisch, als Eisenbahnverkehr, Binnen­
schiffahrt und Luftverkehr im Vergleich 
zum Straßenverkehr ein quantitativ un­
bedeutendes Risiko aufweisen. Das Un­
fallrisiko insgesamt liegt deshalb nur ge­
ringfügig über dem Straßenverkehrsrisi­
ko. Im Jahr 1986 betrug das Risiko der 
Gesamtbevölkerung, im Straßenverkehr 
zu verunglücken 7,40. Das Unfallrisiko 
insgesamt dagegen lag bei 7,44 Verun­
glückten pro 1000 Personen. Aufgrund 
einer unzureichenden Datenbasis kann 
das Unfallrisiko insgesamt nur weitaus 
weniger differenziert berechnet werden 
als das Straßenverkehrsrisiko. In der 
jüngsten Zeit wurde die Zuverlässigkeit 
der Verkehrsunfallstatistik problemati­
siert. Es ist unbestreitbar, daß die amtli­
chen Zahlen fehlerbehaftet sind. Ande­
rerseits weisen die Angaben über die im 
Straßenverkehr verletzten und getöteten 
Personen nicht so große Fehlerspannen 
auf, daß sie als Datenbasis für die Sozial­
berichterstattung wertlos wären.
Kein einheitlicher Trend bei der langfri­
stigen Entwicklung des Unfallrisikos
Betrachtet man die langfristige Entwick­
lung des Unfallrisikos der Gesamtbevöl­
kerung, dann fällt zunächst die nahezu 
kontinuierliche Zunahme in den fünfzi­
ger Jahren ins Auge (vgl. Graphik 1). Im 
Jahr 1950 lag es bei 3,33 Verunglückten 
pro 1000 Personen. Dieser Wert stieg bis 
1960 auf 8,47. Das entspricht einer Stei­
gerung auf das ungefähr Zweieinhalbfa­
che. In den sechziger Jahren dagegen 
kann allenfalls ein leicht steigender 
Trend des Unfallrisikos festgestellt wer-
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